






Textliche Festsetzungen

zum Bebauungsplan Nr. 109 der Stadt Neuss

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 27.01.1968

Die Festsetzungen über die Baugestaltung beruhen auf § 9 Abs. 2 BbauG, § 4 der ersten Durch-
führungsverordnung zum BbauG. Und § 103 BauONW. *

1. Nutzung

Die verschiedenen Nutzungsarten sind im Bebauungsplan festgelegt. Ladenlokale, Handwerks-
betriebe und sonstige Nebengebäude für gewerbliche Nutzung sind nur an den ausgewiesenen 
Stellen gestattet.

Garagen und freistehende Läden sind einheitlich nur mit Flachdächern zulässig und können, 
wenn nicht anders festgelegt, nur in Gruppen an den im Plan ausgewiesenen Stellen gebaut 
werden. Kellergaragen sind grundsätzlich verboten.

Die jeweilige Grundflächenzahl beträgt bei Grundstücken mit eingesch. Bebauung 0,2 bei zwei-
und mehrgesch. Bebauung 0,3.

2. Baugestaltung

Sämtliche baulichen Anlagen sollen Ausdruck einer guten, zeitgemäßen Baugesinnung und 
Werkgerechter Durchbildung sein. Die Anzahl der Vollgeschosse ist im Plan festgelegt und gilt 
als Höchstgrenze. Der Bauwich ist – wenn nicht anders bestimmt - nach der Landesbauordnung 
festzulegen.
An-, Vor- und Nebenbauten müssen sich einwandfrei dem Hauptkörper anpassen.

a) Die Wohnbauten der zu erschließenden Gartengrundstücke haben sich der vorhandenen 
Bebauung in Material, Gestaltung und Farbe anzugleichen. Die Bebauung nördlich der Wald-
straße ist in Ziegelrohbau (Holländer, Bundesdünnformat, Spaltklinker oder ähnliches, hell 
verfugt) auszuführen.

Andersartige Bauteile und Werkstoffe, die sich dem Gesamtbau einordnen, sind zulässig.
Ein Ausbau des Daches der zweigeschossigen Häuser ist nicht möglich.
Gebäudetiefe max. 10,00m.
Dachneigung der eingesch. Häuser 43°-45°, der zweigeschossigen Häuser 20°-25°.
Besteht der Wunsch zum Bau von Fertighäusern, so können diese nur in Gruppen, 
mindestens 3 Stück, einheitlich errichtet werden.

b) Die mehrgeschossige Bebauung östlich der Kaarster Straße zwischen Gladbacher- und Vier-
sener Straße und nördlich der Gladbacher Straße zwischen EinmündungVogelsangstraße und 
Bahnüberführung ist in Ziegelrohbau auszuführen. (Holländer-, Bundesdünnformat, Spalt-
klinker oder ähnliches, hell verfugt). Andersartige Bauteile und Werkstoffe, die sich dem 
Gesamtbau einordnen, sind zulässig.

Gebäudetiefe der drei- und viergeschossigen Häuser max. 12,00 m.
Dachneigung 20°-25°.

c) Für die übrigen Baugruppen (Gebiet der „Neuen Heimat“) gelten folgende Bestimmungen:
Reiheneigenheime und Atriumhäuser  (1-, 1 ½-, 2-geschossig) können nur als einheitliche 
Gruppen gebaut werden und müssen stets den Charakter einer in sich geschlossenen Wohn-
gemeinschaft bilden.

Dachausführung:
Eingeschossige Atriumhäuser mit Flachdach.
Zweigeschossige Reiheneigenheime mit Satteldächern ohne Aufbauten.
Dachneigung  gruppenweise 10°-20°.



Vier-, fünf-, acht- und zwölfgeschossige Mehrfamilienhäuser mit Flachdach. Bei unterschied-
licher Farbgebung sind die Bauten jeweils harmonisch aufeinander abzustimmen.

3. Dächer und Antennenanlagen

a) Dächer

Es gelten die unter 2. festgelegten Neigungen. Satteldächer sind mit tiefgewölbten dunklen 
Pfannen zu decken (altfarben oder engobiert). Grüne und rote  Pfannen sind nicht statthaft.

Flachdächer bei Wohn- und Geschäftsbauten sind als Kaltdächer mit Querlüftung auszu-
bilden.

Allgemein sind Dacheinschnitte für Balkone oder Terrassen sowie ein weiteres – wenn auch 
nur teilweise rückwärtiges Vollgeschoß – nicht gestattet. Schornsteinköpfe sind in Ziegelroh-
bau zu errichten.

b) Antennenanlagen

Antennenanlagen und sonstige Freileitungen sind so anzubringen, daß das Gesamtbild nicht 
gestört wird.
Fenster und Dachrinnenantennen sind verboten. Für Mehrfamilienhäuser sind nur Gemein-
schaftsantennen zulässig, für Reiheneigenheime sind solche anzustreben. Einzelantennen 
sind nur im Dachraum gestattet

4. Außenanlagen

Bauwerke, Gärten, Gemeinschaftsgrünanlagen und freie Landschaft sollen zu einer organischen 
Einheit zusammenwachsen. Durch die Anordnung der Einfriedigungen und Bepflanzung soll die 
städtebauliche Raumbildung unterstrichen werden. Die geplante aufgelockerte Wohnform muß 
auch in der Grüngestaltung der mehrgeschossigen Genossenschaftsbauten zum Ausdruck kom-
men. Die Freiflächen um die drei- und mehrgeschossigen Bauten sind als offene Grünanlagen 
ohne Einfriedigung zu gestalten.

V o r g ä r t e n  sollen grundsätzlich nur sehr niedrig bepflanzt werden, damit sie – in den Stra-
ßenraum einbezogen - eine gewisse Weiträumigkeit ermöglichen und den Blick auf die Gebäude 
freilassen.
Sie sind, wenn nicht anders festgelegt, nur mit einem Radwegkantstein zu begrenzen und spar-
sam zu bepflanzen. Nachbarbegrenzungen innerhalb der Vorgärten sind nicht erlaubt, ebenso 
wenig massive Einfriedigungen jeglicher Art.

E i n f r i e d i g u n g e n  sind straßenweise einheitlich durchzuführen (Waldlattenzaun, senk-
recht oder diagonal, max. 0,80 m hoch).

Die Nachbarbegrenzungen durch Maschendrahtzäune an schlanke Eisenpfosten, max. 0,80m 
hoch, können nur hinter der Baulinie errichtet werden und sind durch Bepflanzung zu verdecken. 
Bei Grundstücken mit zurückliegender Bebauung (Garten vor dem Haus) erfolgt die Einfriedigung 
in der Straßenfluchtlinie. Bei Eckgrundstücken wird von Fall zu Fall entschieden.

F u ß w e g e
Grundsätzlich dürfen öffentliche Fußwege, auch solche, die der Erschließung von Eigenheimen 
dienen, nicht befahren werden. Der Ausbau der wegen der unterzubringenden Versorgungs-
leitungen 3,00 m breit ausgewiesenen Wege kann auf 2,00 m verringert werden. 

* Die aufgrund der Verfügung des Regierungspräsidenten vom 2. Aug. 1967
– Aktz.: 34.312.08 – geänderten Festsetzungen, wurden in den Text eingearbeitet.


